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Marlies Sommer im Gespräch über die geplanten Krisenproteste in Deutschland 

»Banken-Bashing ist nicht unser Ziel«
Von Peter Nowak

Für den 31. März planen linke Gruppen aus verschiedenen europäischen Ländern
einen europäischen, antikapitalistischen Aktionstag. Das Bündnis »Ums Ganze!«
gehört zum Netzwerk »M31«, das die bundesweiten und internationalen Proteste
koordiniert. Die Jungle World hat nach den Formen und Inhalten der Mobilisierung in
Deutschland gefragt.

Wie ist die Idee zu einem europäischen Aktionstag entstanden?
Die Frage, wie auf die derzeitige Krise reagiert werden kann, wird seit dem Beginn der
sogenannten Bankenkrise in unterschiedlichsten Spektren der antikapitalistischen Linken
diskutiert. Gruppen aus dem »Ums-Ganze!«-Bündnis haben sich in den vergangenen Jahren an
regionalen Initiativen beteiligt. Gleichzeitig konnten wir aber auch international unsere Kontakte
ausbauen. Im September 2011 hat »Ums Ganze!« einen Vortrag in Thessaloniki gehalten und
dort erste Gespräche mit griechischen Aktivistinnen und Aktivsten geführt. Daraus entstand die
Idee, sich zu vernetzen. Andere Gruppen aus dem »M31«-Netzwerk, etwa die FAU, sind über die
anarchosyndikalistische »Internationale ArbeiterInnen Assoziation« (IAA) seit vielen Jahren
international organisiert.
Wie gehen Sie damit um, dass es in einigen EU-Ländern beträchtlichen sozialen Widerstand gibt,
während in Deutschland kaum protestiert wird?
Das Netzwerk »M31« versucht, diesen unterschiedlichen Erfahrungen Rechnung zu tragen: Es
geht um Kapitalismuskritik, nicht um personalisierende Banker- oder Politikerschelte. Wir sind
ein internationales Netzwerk mit antinationaler Perspektive. Wir stellen uns gegen alle Versuche
der nationalistischen Spaltung und solidarisieren uns nicht mit Staaten, sondern mit den
sozialen Kämpfen für ein besseres Leben für alle. Es geht um die Vernetzung konkreter
Kämpfe – nicht um abstrakte Solidarität. Deshalb wird es gleichzeitig in vielen europäischen
Städten Aktionen geben, die jeweils auf die konkrete Situation vor Ort Bezug nehmen. Wichtig
für uns ist: Der 31. März soll der Beginn eines langfristigen theoretischen und praktischen
Austausches zwischen den unterschiedlichen europäischen Linken markieren.
Welche Länder und Gruppen sind im Netzwerk vertreten?
In Deutschland ging die Initiative vor allem vom Frankfurter Krisenbündnis sowie von den beiden
bundesweiten Organisationen »Ums Ganze!« und FAU aus. Inzwischen wird das Netwzerk »M31«
von einer ganzen Reihe von Gruppen unterstützt. Unser Ziel ist eine Mobilisierung, die
konstruktiv mit politischen Differenzen umgeht. Auf europäischer Ebene sind bisher vor allem
syndikalistische Gewerkschaften und antiautoritäre bzw. antinationale Initiativen aus
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Griechenland, Polen und Spanien dabei. Auch Antifa-Gruppen aus Österreich, den Niederlanden
und Belgien beteiligen sich an der Mobilisierung. In Frankreich, Italien und Großbritannien wird
über die Form der Beteiligung diskutiert. Wie breit die Proteste in den einzelnen Ländern
werden, wird sich in den nächsten Wochen zeigen. Positiv ist jetzt schon, dass unser
gemeinsamer Aufruf derzeit spektren- und grenzübergreifend diskutiert wird.
Wird die Europa-Politik der deutschen Regierung in den Debatten thematisiert?
Die deutsche Niedriglohnpolitik bei enormer Produktivität hat ja auch dazu geführt, dass
weniger produktive Länder wie Griechenland oder Spanien an den Rand der Staatspleite
getrieben wurden. Nun versucht Deutschland im Zuge der sogenannten Eurokrise, den Staaten
der europäischen Peripherie neue Spar- und Sanierungsprogramme aufzuhalsen unter der
Drohung einer Einstellung weiterer Finanzhilfen. Deshalb spielt Deutschland selbstverständlich
eine Rolle bei den Mobilisierungen. Über die Finanz- und Wirtschaftspolitik der EU wird heute ja
vor allem in Berlin und Paris entschieden. Wenn Deutschland sich zur EU und zum Euro bekennt,
dann ist das keine Abkehr von nationaler Interessenpolitik. Im Gegenteil, Deutschland braucht
die EU nicht nur als Binnenmarkt, sondern auch als Block auf dem Weltmarkt gegenüber den
USA, Japan, Russland und vor allem China.
Warum wurde Frankfurt am Main als Ort für den Aktionstag ausgewählt?
Das Frankfurter Krisenbündnis war unter den Initiatoren der internationalen Vernetzung. Zum
anderen ist Frankfurt der Sitz der EZB und somit zumindest der Standort einer der Institutionen,
die maßgeblich an der Umsetzung der Sparprogramme für die Peripherie Europas beteiligt sind.
Krisenpolitik ist auch Finanz- und Geldpolitik. Doch die antikapitalistischen Mobilisierungen
sollen sich nicht auf die EZB und die Rolle der Geschäftsbanken beschränken. Der Kapitalismus
ist ein umfassendes gesellschaftliches Herrschaftsverhältnis, und wir werden versuchen, dies an
mehreren Orten zu thematisieren: vom Jobcenter über Zeitarbeitsfirmen bis hin zu den
gentrifizierten Stadtteilen.
Gab es nicht dennoch Bedenken, dass die Konzentration auf die deutsche Bankenmetropole die
Kritik auf den Finanzsektor beschränkt?
Diese Befürchtungen lassen sich schnell ausräumen. Die EZB als europäische Notenbank ist ja
keine Geschäftsbank wie die Deutsche Bank oder die Commerzbank, sondern eine politische
Institution. Uns geht es explizit um den politischen und ideologischen Charakter der
Krisenbewältigung. Nicht Banken-Bashing ist unser Ziel. Im Zentrum unserer Kritik steht der
systemische Charakter anonymer Verwertungszwänge im Kapitalismus. Insofern halten wir die
ideologische Trennung zwischen dem »bösen« Finanzsektor und der »guten« Realwirtschaft für
falsch und gefährlich.
Es gab bereits die Kritik, dass die EZB das falsche Objekt sei, weil sie sich mit ihrer Geldpolitik
auch nicht gerade auf der Linie der Bundesregierung befindet .
Die EZB ist formal unabhängig in ihren Entscheidungen. Zugleich trägt sie geldpolitische
Verantwortung für Wachstum und Stabilität in der Euro-Zone. Von der Höhe des Leitzinses hängt
ab, wie viel frisches Geld den Geschäftsbanken zur Verfügung steht. Gerade deshalb hat sie
aber auch in der Krise eine so große Bedeutung. Die Auseinandersetzung zwischen nationalen
Regierungen und der EZB ist wesentlich für die Krisenpolitik, weil sich ja immer erst in der
Zukunft zeigt, ob eine bestimmte Strategie den gewünschten Effekt bringt. Im Kern geht es aber
um den gleichen Zweck, nämlich die Euro-Zone für den Weltmarkt fit zu machen oder –
allgemeiner gesprochen – die Kapitalakkumulation sicherzustellen. Wir kritisieren diesen Zweck
und wollen die Diskussion über eine Alternative zum Kapitalismus neu aufnehmen.
Wie steht der Aktionstag zur »Occupy«-Bewegung, die auch ihr Zentrum in Frankfurt am Main
hat?



In Frankfurt haben wir in der Vergangenheit durchaus schon mit Gruppen aus der »Occupy«-
Bewegung zusammengearbeitet. International ist diese Bewegung sehr heterogen und in vielen
Ländern eine Sammelbewegung unterschiedlicher Spektren. Vor allem in den USA gingen von
dieser Bewegung wichtige Impulse aus, praktischen Antikapitalismus voranzutreiben. In
Griechenland hingegen spielt »Occupy« überhaupt keine Rolle.
Bei dem für den Mai geplanten und unter anderem von der Interventionistischen Linken
favorisierten Aktionstag soll die »Occupy«-Bewegung einbezogen werden. Ist eine Kooperation
mit »M31« auch vorstellbar?.
Ja, sicher. Mit der Interventionistischen Linken führen wir ja auch schon Gespräche und werden
für ihre Aktion werben, sobald sie öffentlich feststeht. Man sollte die Proteste gegen die Krise als
Gesamtchoreographie betrachten. Inhaltliche Differenzen spielen sicherlich eine Rolle, aber uns
geht es darum, nach Wegen zu suchen, diese Auseinandersetzungen produktiv auszutragen.
Der 31. März soll den Auftakt der Proteste markieren. Das hört man oft vor größeren
Mobilisierungen. Was wird dafür getan, jenseits der guten Absichten?
Zunächst zum Aktionstag: Unsere Demonstration hat das Ziel, unterschiedliche Praxisformen
und Themenfelder miteinander zu verbinden. Hierzu koordinieren sich einzelne Arbeitsgruppen.
Und für die eine oder andere Überraschung wird auch gesorgt sein. Da möchten wir hier noch
gar nicht zu viel verraten.
Jenseits dessen sind weitere Proteste geplant, etwa die Aktionen der Interventionistischen
Linken und anderer Initiativen. Nach dem 31. März werden wir uns daran beteiligen und die
internationalen Kontakte nutzen, um weitere Mobilisierungen vorzubereiten. Insgesamt gilt es,
die teilweise sehr unterschiedlichen Debatten in den einzelnen Ländern zu berücksichtigen. Die
Reaktionen auf den gemeinsamen Aufruf sind sehr ermutigend. Wir brauchen aber einen langen
Atem.
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